Rein in die autofreie Gesellschaft

Autokonzerne gesellschaftlich
aneignen und zurickbauen

Die Klimapolitik in Osterreich und in nahezu allen europaischen Landern hat
nicht ansatzweise zur erforderlichen Minderung der Emissionen von Treib-
hausgasen gefiihrt. Im Verkehrsbereich nehmen die Emissionen zu. Der Auto-
verkehr macht aber auch unsere Stadte kaputt. Es ist Zeit, eine radikale Ver-

kehrswende einzuleiten.

Osterreich  verpflichtete sich dazu,
seinen TreibhausgasausstoR bis 2020
im Vergleich zu 2005 um 16 % und bis
2030 um 36 % zu reduzieren. Dieses
Ziel war von Anfang an komplett unge-
nigend. Allerdings: Seit 2014 steigen
die klimaschédlichen Emissionen wie-
der betrachtlich an. Osterreich halt
nicht einmal die selbst gesetzten und
vollig ungentigenden Ziele ein.

Mit 23,7 Mio. Tonnen CO2-Aquivalent
und einem Anteil von 29% war der
Verkehrssektor 2017 der groBte Verur-
sacher von Treibhausgas-Emissionen in
Osterreich. Seit 1990 stiegen im Ver-
kehrssektor die Treibhausgas-
Emissionen um 71,8 %. Weltweit und
in ganz Europa zahlt die Automobilin-
dustrie zu den gréfiten Verursachern
von Treibhausgas-Emissionen.  Der
Transportsektor ist laut Weltklimarat
IPCC fir 14 Prozent der globalen
Treibhausgasemissionen  verantwort-
lich, etwa 9 % fallen auf den Pkw-
Verkehr. Greenpeace verdffentlichte
kirzlich eine Studie, die zum Ergebnis
kommt, dass der globale Automobilsek-
tor mehr CO2-Emissionen verursacht
als die gesamte EU.

Nicht auf unsere
Kosten!

Die Autoindustrie windet sich, wenn es
darum geht, ihre Profite zu verteidigen.
Erst sollte in einer freiwilligen ,,Selbst-
verpflichtung” die Reduzierung von
CO2 durch die Umstellung auf mehr
Dieselautos und Biosprit erreicht wer-
den. Jetzt, wo das Diesel-Lugenge-
badude zusammenkracht, erfindet die
Autoindustrie ein neues Marchen: Das
Elektroauto soll das Klima retten. Es
rettet aber bestenfalls ihre Profite. E-

Mobilitat ist nicht emissionsfrei. Be-
ricksichtigt man den Herstellungspro-
zess, schneidet der Diesel nur knapp
schlechter ab als ein Elektro-Pkw. In
der oberen Mittelklasse ist der Diesel
sogar um 11 Prozent besser!

CO,-Steuver senkt die
Emissionen nicht

Die Regierungen und die Autoindustrie
verschleppen seit bald 30 Jahren jede
ernsthafte MaBnahme gegen den Kili-
mawandel. Und jetzt dirfen wir den
gesellschaftlichen Umbau auch noch
bezahlen — mit einer CO2-Steuer.
Durch ihre Erhebung und Erhéhung
sollen Emissionen sinken. Andere Lén-
der zeigen: dieser Effekt tritt, wenn
Uberhaupt, bestenfalls in kleinstem
Male ein. Die Konzerne walzen die
héheren Preise einfach auf die Ver-
braucher*innen ab. Ziel der Autoin-
dustrie ist nicht bestehende Diesel oder
Benziner mit E-Autos zu verdréngen.
Sie wollen sie zusatzlich bauen. Die
Autoproduktion soll in den néchsten

zehn Jahren verdoppelt werden — gera-
de bei Premium-Modellen und SUVs.

Sichere Arbeitspldtze
durch Konversion

E-Mobilitdt macht Arbeitsplatze in der
Autoindustrie nicht sicher, im Gegen-
teil: Der Abbau von 30.000 Arbeits-
platzen ist bereits angekindigt, beson-
ders betroffen sind die vielen Zuliefe-
rer. Die gesamte Autoproduktion in
Deutschland ist seit 2018 ricklaufig.
Zehntausende neuer Arbeitsplétze aber
wirden benétigt, um die oben skizzierte
Verkehrswende in Gang zu bringen. Sie
ware ein gigantisches Infrastrukturpro-
gramm, fir das alle Beschéftigten der
heutigen Autobranche mit ihren hohen
Qualifikationen benétigt werden — und
noch viele mehr.

Die Macht der Konzerne
brechen

Die Automobilindustrie ist zu diesem
Umbau nicht in der Lage — sie denkt
nur an die Dividenden ihrer Aktio-
nar*innen, nicht an die gesellschaftli-
chen Bedurfnisse. Wir brauchen daher
massiven Druck von unten, eine breite
Bewegung aller abhdngig Beschéftig-
ten, die gemeinsam wie die Schi-
ler*innen in ihrer Arbeitszeit streiken.
Nur Streiks in Unternehmen kénnen
den nétigen 6konomischen Druck auf-
bauen, damit sich etwas &ndert..
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Salzburg 2030 autofrei

Stadt und Land: weiter
mit der Autoférderung

Salzburgs Regierung will die GroRga-
rage unter dem Maonchsberg stark er-
weitern und noch mehr Autos in die
Stadt lotsen. Das gilt es zu verhindern.

Die Verkehrsprobleme in Salzburg
haben viele Gesichter. In den 1940er
und 50er Jahren wurden die Strafllen-
bahn und die Bahn nach Berchtesgaden
unsinnigerweise abgeschafft. Das rdacht
sich seit Jahrzehnten. Das Netz der O-
Bus- und Buslinien weist grof3e Licken
auf und die Intervalle sind zu lang. Die
Tarife sind aberwitzig hoch. In den
auBeren Stadtteilen fehlen tangentiale
Buslinien, also Direktverbindungen
zwischen Randzonen. Viele Vororte
sind ungenugend oder gar nicht mit
offentlichem Verkehr erschlossen.

Auch in jlngerer Zeit haben die Stadt-
und Landesregierung mit ihrer Politik
die Probleme vergréfRert. Die Kilome-
terleistung der Salzburger Oberlei-
tungsbusse ist auf dem Stand des Jahres
1999, namlich 6,2 Millionen Kilometer
pro Jahr eingefroren. Diesen Unsinn
vereinbarte die Stadtregierung unter der
Leitung von Ex-Burgermeister Schaden
mit der Salzburg AG.. Die Ausgliede-
rung der Salzburg AG aus der kommu-
nalen Verwaltung hat den politischen
Spielraum der Stadt substantiell einge-
engt. Stadtratin Unterkofler hat jlingst
als Ziel formuliert: ,,die R&der von der
Stralle wegzubekommen®.

Im Ergebnis fahren Tausende von
Pendler*innen taglich aus allen Rich-
tungen in die Stadt, in ihrer grofRen
Mehrheit mit dem Auto. Viele Tou-
ristYinnen kommen mit ihrem Auto
oder mit Bussen in die Stadt. Die Ein-
fallstraBen sind regelmaBig verstopft.
Die Anwohner*innen leiden unter den
Abgasen, dem Larm und der Feinstaub-
belastung.

Die Mobilitatschancen sind ausgespro-
chen ungleich verteilt. Arme Menschen
kénnen sich weniger gut im offentli-
chen Raum bewegen. Miitter ohne Auto
werden eingeschrankt. Wer kein Auto
hat, klebt am Wohnort fest. Kinder
dirfen nicht aus dem Haus. Fur viele

Menschen ist die 6ffentliche Verkehrs-
infrastruktur zu schlecht und zu teuer.
Die kapitalistische Verkehrsorganisati-
on flhrt zu einer ausgesprochen unglei-
chen Mobilitat der Menschen.

Offis zum Nulltarif!
Raus aus der
Autogesellschaft!

Das Auto hat uns den offentlichen
Raum als Ort des Austauschs und der
Begegnung genommen. Viele Flachen
in den Stadten sind menschenfeindlich
und zubetoniert, ohne Platz fir spielen-
de Kinder.

Verkehrswende kann da nicht nur hei-
Ren: Motor austauschen — wir miissen
aus dem System Auto aussteigen!

Wir brauchen eine umfassende Ver-
kehrswende. Wir mussen aus dem mo-
torisierten Individualverkehr aussteigen
und ein breit gefdchertes System der
oOffentlichen Transporte aufbauen! Die
gesellschaftliche Ungleichheit und die
Okologische Belastung des gegenwarti-
gen Verkehrssystems sind gleicherma-
Ren aufzuheben.

Wir stellen den privaten Autoverkehr in
den stadtischen Lebensraumen grund-
sétzlich in Frage. Die Menschen in
Salzburg kénnen sich in zehn Jahren
weitgehend vom privaten Autoverkehr
befreien.

Zugleich wollen wir die demokrati-
schen Handlungsmdglichkeiten erwei-

tern. Die Bewohner*innen sollen ihre
Stralen und ihre Quartiere aneignen
kénnen, das heilt selbst verwalten
kénnen. Die StraBen sind wieder als
Lebensraum  zuriickzuerobern.  Die
regionalen oOffentlichen Transportsys-
teme sind auszubauen und zu demokra-
tisieren.

Wir setzen uns daflir ein, dass alle hier
lebenden Menschen ungeachtet ihres
Geschlechts, Einkommens und ihrer
Passfarbe dieselben Mobilitatschancen
haben. Wir wollen, dass der offentliche
kommunale Verkehr zum Nulltarif
fahrt. Die touristischen Busse sind mit
Abgaben zu belegen und von der Stadt
fernzuhalten.

Voraussetzung fiir gute Mobilitatschan-
ce fur alle ist nicht nur eine gute offent-
liche Infrastruktur bei den &ffentlichen
Verkehrsmitteln wie Bahn, StraRenbahn
und Bus, sondern auch ein sicherer, mit
dem offentlichen Verkehr kompatibler
Fahrradverkehr.  Fahrrader — missen
einfach und sicher mit offentlichen
Transportmitteln bewegt werden kén-
nen.

Individuelle BedUrfnisse kdnnen wei-
terhin Uber ein flachendeckendes Car-
Sharing effizient und umweltvertraglich
einfach befriedigt werden. Car-Sharing
ist eine sinnvolle Ergédnzung zum o6f-
fentlichen Verkehr. Die Salzburg AG
und die Stadtregierung haben dennoch
fahrléssig das Carsharing System EMIL
zugrunde gehen lassen und abgeschafft.

Protest gegen die IAA in Frankfurt. Ende GelandeWagen (@RADikalAutofrei)



Unsere Vorschlédge

Wir wollen eine radikale Verkehrs-
wende verwirklichen.

e Jeder weitere Ausbau der Infrastruk-
tur fur den Autoverkehr ist zu unter-
lasen. Der Bau weiterer Parkhauser
im Innenstadtbereich ist zu unterlas-
sen. Kein Ausbau der Mdnchsberg-
Garage. Die Zahl der Parkflachen in
der Stadt ist zu reduzieren.

e Fir viele Menschen sind die Kosten
von Mobilitat ein wesentlicher Teil
der monatlichen Fixkosten. Fortbe-
wegung darf kein Luxus sein. Der
oOffentliche Nahverkehr in der Stadt
und ins stadtnahe Umland muss gra-
tis sein.

e Der Grofteil aller Fahrten und
Transporte steht mit Arbeitsplatz
und Wirtschaft in Verbindung. Ent-
sprechend sollen Firmen auch fir die
benotigte Infrastruktur aufkommen,
indem entsprechende Steuern einge-
hoben werden.

o Samtliche Alltagswege in der Stadt
und im Umland missen mit &ffentli-
chen und nicht-motorisierten Trans-
portmitteln zu bewdltigen sein. Da-
rum ist der 6ffentliche Verkehr mas-
siv auszubauen. Verkehrsplanung
darf nicht an den Grenzen der Ge-
meinde, der Bundeslandes oder des
Staates enden. Die Intervalle der
Busse und der S-Bahn sind massiv
zu verdichten. Der bevdlkerungsrei-
che Flachgau muss mit neuen Busli-
nien gut mit der Stadt verbunden
werden. Es braucht zahlreiche neue
O-Busverbindungen am Stadtrand.
Ein Netz von Kleinbussen und
Ruftaxis kann flexibel den ortlichen
Bedirfnissen  angepasst  werden.
Auch im Umland muss es Alternati-
ven zum Auto geben. Fir die stark
frequentierte Nord-Sud- und West-
Ost-Achsen ist die Wiedereinfiih-
rung einer leistungsfahigen StraRen-
bahn zu prifen. Auf die teure und
verkehrspolitisch unsinnige Verlan-
gerung der Lokalbahn zum Mira-
bellplatz ist zu verzichten.

e In der ganzen Stadt Salzburg gilt fir
PKW und LKW Hdchstgeschwin-
digkeit 30 km/h.

o Wenn wir individuell mobil sein
mussen oder wollen, etwa fur Trans-
porte oder Ausfliige, kdnnen wir sie
kommunal und méglichst 6kologisch
organisieren. Hierfiir muss die Stadt
ein kommunales Car-Sharing System
aufbauen.

e Fir Radfahrer*innen braucht es
ausreichend Platz, Parkplatze und si-
chere Fahrwege. Das heifit jedoch
keineswegs, dass teure Radwege zu
bauen sind. Oft ist es einfacher, den
Autoverkehr zu verlangsamen bzw.
auszudunnen und damit den Stralen-
raum allen Verkehrsteilneh-
mer*innen zuganglich zu machen.

o Die offentliche Transportinfrastruk-
tur gehort zur gesellschaftlichen
Grundversorgung. Darum muss die
Stadt Salzburg den Betrieb der O-
Busse und Busse direkt (ibernehmen.
Der Busbetrieb soll demokratisch
von der Stadt, den Gewerkschaften,
den  Fahrgastvereinigungen  und
Umweltinitiativen kontrolliert wer-
den.

e Der offentliche Raum soll Freiraum
fiir alle sein, nicht Abstellflache fir
PKW. Unsere Wohnumgebung muss
so gestaltet sein, dass wir uns dort
sicher und ohne gesundheitliche Be-
eintrchtigung (L&rm, Abgase) auf-
halten. Es braucht konsumfreie
Raume und Aufenthaltsplatze, wo
wir uns treffen kénnen und mitei-
nander Zeit verbringen. Das bedeutet
ausreichend kommunale Zentren,
Jugendzentren, Kulturzentren, Bibli-
otheken, Kinos oder Schwimmbader,
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die fur die sozialen Bedirfnisse der
Bevolkerung zur Verfiigung stehen.

e Die Unternehmen profitieren von der
Avrbeitsleistung der Lohnabhéangigen.
Darum haben sie Kosten flr die Ar-
beitswege Uber eine Abgabe zu
Ubernehmen. In einigen Stadten gibt
es solche Abgaben bereits.

e Alle Begunstigungen des Automo-
bilverkehrs sind sofort zu beenden.
Dazu z&hlen die Subventionierung
von Dieseltreibstoff und die steuerli-
che Abzugsmdglichkeit von Firmen-
autos. Dem motorisierten Individu-
alverkehr sind samtliche Kosten, die
er verursacht anzurechnen.

o Der regionale o6ffentliche Verkehr ist
mit einem dichten Fahrplan in den
Uberregionalen, nationalen und in-
ternationalen  Eisbahnverkehr zu
verbinden. Auch die Nebenlinien
missen in einen dichten Taktfahr-
plan eingebunden werden.

e Die Preise des Bahnverkehrs sind
deutlich zu senken und glinstige Jah-
reskarten einzufiihren.

Keine Partei im Parlament wird diese
Perspektive umsetzen. Hierzu braucht
eine starke Bewegung, die sich flr eine
Verkehrswende jetzt einsetzt. Die
néchste Auseinandersetzung steht vor
der Tur. Die Landes- und Stadtregie-
rungen wollen die Erweiterung der
Ménchsberg-Garage durchdriicken.
Dagegen gilt es den bereits vorhande-
nen Widerstand zu einer breiten Bewe-
gung zu entwickeln, die auch vor zivi-
lem Ungehorsam nicht Halt macht und

_ die Garage verhindert.
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OMYV gesellschaftlich aneignen,
riuckbauen und konvertieren

Die OMV ist Osterreichs groRter Erdél-
und Erdgas-Konzern. Die Republik
Osterreich halt 31,5% der Anteile der
OMV. Der Staat ist somit Miteigentu-
mer und Profiteur des Geschéfts mit der
Klimazerstorung. Im Geschéftsbericht
zum Jahr 2018 steht: “Wir steigern
Produktion, Profitabilitat und Reserven
[...] Das Ziel bis 2025 lautet: Verdop-
pelung der Produktion auf taglich
600.000 Fass und der Reserven auf
mehr als zwei Milliarden Fass Olaqui-
valent.” Deutlich werden erwartete
Zukunftsmarkte genannt: “Gleichzeitig
erweitert die OMV ihre Produktionska-
pazitat fir Flugtreibstoff.”

Die Konzernleitung der OMV ignoriert
die Klimakatastrophe. Sie will langfris-
tig am Ol festhalten und zugleich in
neue Geschéftsfelder wie die Wind-
energie expandieren.

Die groRen Ol-, Gas- und Kohlekon-
zerne sind fur einen Grofiteil der Treib-
hausgas-Emissionen verantwortlich.
Die Konzernfilhrungen der OMV und
sowie von Shell, ExxonMobil, Che-
vron, BP, Gazprom, Saudi Aramco,
China National Petroleum, etc. wollen
ihr hoch profitables Geschaft so lange
wie mdglich weitertreiben. Gleichzeitig
bereiten sie die Expansion und teilwei-
se den Umstieg in neue Geschéaftsfelder
vor, beispielsweise in die Petrochemie,
Windenergie und CO,-Sequestrierung.
Die strategische Rolle des Ols im Wert-
schdpfungsprozess vieler Industrien
bleibt erhalten. Sie sind nur bereit, ihr
Olgeschaft zu reduzieren, wenn die
Gesellschaft die Kosten dafir trégt. Das
durfen wir nicht zulassen. Das ware ein
riesiger Angriff gegen die ganze Ge-
sellschaft. Allerdings unterstiitzt der
Osterreichische Staat den Konzern bei
der Wahrung seiner Interessen.

Green New Deal

Der US-amerikanische Prasident-
schaftskandidat Bernie Sanders
schlagt einen radikalen Umbau der
Wirtschaft vor. Was kénnen wir von
diesem Vorschlag lernen? Interessierte
sind zur Diskussion eingeladen.

Dienstag, 1. Oktober, 19-21 Uhr
OH Frei:raum, Kaigasse 17, Salzburg

Nehmen wir die Forderung der
Klimabewegung nach einer Begren-
zung der Erwdrmung auf 1,5°C und
Klimagerechtigkeit ernst, miissen wir
Uberlegen, wie wir den politischen
Druck aufbauen konnen, um einen
Konzern wie die OMV unter demokra-
tische Kontrolle zu stellen und deren
Forderung fossiler Brennstoffe weitge-
hend stillzulegen. Der Umstieg auf
erneuerbare Energien ist &ulerst ener-
gieintensiv. Das bedeutet ein GrofRteil
des verbliebenen CO, Budgets muss
dafur reserviert werden, diesen Umbau
zu ermoglichen. Darliber hinaus muss
die OMV unverziglich die Férderung
von fossilen Brennstoffen einstellen,
ihre Forderanlagen- und Infrastruktur
umweltvertraglich riickbauen und den
Konzern auf gesellschaftlich nitzliche
und umweltvertragliche Tatigkeiten
ausrichten.

Der OMV-Leitspruch ,,0il & gas at its
best* wird nur dann wahr, wenn Ol und
Gas im Boden bleiben!

Wir mussen die Lohnabhéngigen in
ihrer ganzen Vielfalt dafur gewinnen,
dass sie sich an ihrem Arbeitsplatz fur
die zwingend nétige radikale Klimapo-
litik einsetzen und sich organisieren.
Das machen wir am besten im Bundnis
mit den Gewerkschaften. Das Klima ist
auch ein Thema der Arbeit und der
Gesundheit.

Es geht darum, Konzerne wie die OMV
gesellschaftlich anzueignen und demo-
kratisch kontrolliert 6kologisch und
sozial vertraglich rick- und umzubau-
en. Die Klimabewegung muss sich
gesellschaftlich so verbreitern, dass sie
zusammen mit anderen Bewegungen
diese Machtfrage stellen kann.

Okosozialistische

Strategie in Europa

Wir brauchen einen radikalen Umbruch
in ganz Europa. Wie kann eine 6koso-
zialistische Strategie aussehen? Inte-
ressierte sind zur Diskussion eingela-
den.

Dienstag, 29. Oktober, 19-21 Uhr
OH Frei:raum, Kaigasse 17, Salzburg

Okosozialististische
Alternative konkret

Die Autolobby und Konzerne des
gesamten fossilen Komplexes werden
auch weiter den dkologischen Umbau
verhindern, wenn wir nicht mit der
Profitlogik brechen.

Wir setzen uns dafir ein, mit den Be-
schéftigten der Automobilindustrie in
Zusammenarbeit mit den Gewerk-
schaften und Umweltorganisationen
einen wirklichen Umbau und Riickbau
der Automobilindustrie einzuleiten.
Die in dieser Industrie gebundenen
und vergeudeten menschlichen Fahig-
keiten und technischen Errungen-
schaften sollten in den Aufbau eines
gesellschaftlich gerechten und um-
weltvertraglichen  Verkehrssystems,
das weitgehend auf offentlichen und
nicht-motorisierten ~ Transportmittel
beruht, gesteckt werden. Um einen
derartigen Riick- und Umbau der Au-
tomobilindustrie durchzusetzen, setz-
ten wir uns fir die gesellschaftliche
und demokratische Aneignung der
Konzerne ein. Die groBen Investiti-
onsentscheidungen sind demokratisch
durch die ganze Gesellschaft zu fal-
len. Das heif3t, die Automobilkonzer-
ne sind zu vergesellschaften und unter
die Kontrolle von Produzent*innen,
Verbraucher*innen und  Umwelt-
schiitzer*innen zu stellen.

So koénnen wir sicherstellen, dass die
Arbeitsbedingungen den menschli-
chen Beduirfnissen und die Produkte
den 6kologischen Erfordernissen ent-
sprechen. Nicht Regierung und Kon-
zerne werden die Verkehrswende
durchsetzen, das kann nur eine breite
Klimabewegung: Schiler*innen, Ar-
beitende, Studierende Hand in Hand.

fir eine dkosozialistische Alternative

www.0ekosoz.org
kontakt@aufbruch-salzburg.org



	Nicht auf unsere Kosten!
	CO2-Steuer senkt die Emissionen nicht
	Sichere Arbeitsplätze durch Konversion
	Die Macht der Konzerne brechen
	Autokonzerne gesellschaftlich aneignen und zurückbauen
	Stadt und Land: weiter mit der Autoförderung
	Öffis zum Nulltarif! Raus aus der Autogesellschaft!
	Salzburg 2030 autofrei
	Unsere Vorschläge
	Ökosozialististische Alternative konkret
	OMV gesellschaftlich aneignen, rückbauen und konvertieren

